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Entscheidungen und Erkenntnisse
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Präsident des Oberlandesgerichtes Wien i.R.

1. Eine nicht unwesentliche Erhöhung des Selbstinfekti-
onsrisikos durch einen – als „äußeren“ Umstand für den
Sachverständigen zu bewertenden – hoch infektiösen
Zustand einer Leiche kann nicht anders gesehen wer-
den als der im Gesetz erwähnte erschwerende Um-
stand einer Veränderung der Leiche durch Fäulnis oder
nach Enterdigung.

2. Dies hat zumindest bei Infektionen mit besonderer An-
steckungsgefahr (HIV, Hepatitis) zu gelten, bei deren
Vorliegen nach der für Pathologen geltenden lex artis
spezielle Sicherheitsmaßnahmen zu treffen sind.

3. Fäulnisveränderungen des Leichnams sind überwie-
gend als Ekel erregender, den Gerichtsmediziner grob-
sinnlich belastender Umstand, Kälte und Witterung als
durch Bekleidung ausgleichbar zu betrachten. Dem
 infektiösen Zustand des Leichnams mit potenzieller
 Infektionsgefahr (zB virale Infekte wie Hepatitis oder
HIV, aber auch Tuberkulose) ist ein unverhältnismäßig
höheres Belastungspotenzial beizumessen. Die bloße
Verzögerung des Diktierens zufolge Tragens des Ge-
sichtsschutzes tritt demgegenüber in den Hintergrund.

4. Die Überprüfung derartiger Erhöhungssätze wird umso
genauer erfolgen müssen, je pauschaler die Widrig -
keiten bezeichnet werden, je auffälliger sie von den
 gesetzlichen Vorgaben mit ihren Beispielsfällen ab-
weichen.

5. Eine Hepatitisinfektion erfüllt die Voraussetzungen für
die erhöhte Gebühr nach § 43 Abs 1 Z 2 lit d GebAG
(Zuschlag von 50 % der Grundgebühr).

OGH vom 27. August 2009, 12 Os 106/09v (12 Os 107/09s)

In der Strafsache AZ 335 HR 168/09d des Landesgerichts
für Strafsachen Wien (Ermittlungsverfahren AZ 34 uT
1401/08g der Staatsanwaltschaft Wien) gegen u. T. an 
E. C. wegen des Vergehens der fahrlässigen Tötung unter
besonders gefährlichen Verhältnissen nach § 81 StGB
 wurden mit Beschluss vom 25. 3. 2009 die Gebühren des
Sachverständigen ao. Univ.-Prof. Dr. N. N. für das – von der
Staatsanwaltschaft Wien am 9. 11. 2008 angeordnete –
 Obduktionsgutachten zur Todesursache der am 5. 11. 2008
im Bereich einer U-Bahn-Haltestelle in Wien verstorbenen
E. C. sowie zur Frage eines Fremdverschuldens mit (auf-
gerundet) € 3.293,70 bestimmt und das Mehrbegehren von
€ 78,54 (darin enthalten € 13,09 USt) abgewiesen. Gegen

diesen Beschluss erhob der Sachverständige Beschwerde
mit der Begründung, eine im Vorfeld veranlasste virologi-
sche Untersuchung von Leichenproben am Klinischen In-
stitut für Virologie der Medizinischen Universität Wien habe
ergeben, dass E. C. an Hepatitis, einer hoch infektiösen und
im medizinischen Alltag gefürchteten Leberentzündung, er-
krankt gewesen sei, sodass bei der Obduktion spezifische
Vorsichtsmaßnahmen, nämlich die Verwendung schnitt-
sicherer Kettenhandschuhe und einer spritzsicheren Ge-
sichtsmaske, getroffen wurden, wodurch das Diktieren in
das Diktaphon deutlich verzögert und erschwert worden
sei. Aus diesen Gründen seien erschwerende äußere Um-
stände im Sinne des § 43 Abs 1 Z 2 lit d GebAG vorge -
legen.

Dieser Beschwerde wurde vom Oberlandesgericht Wien
mit Beschluss vom 28. 4. 2009, AZ 20 Bs 171/09g, nicht
Folge gegeben. Aufgrund der festgestellten Infektion der
Leiche seien vom Sachverständigen zusätzliche, schnitt-
sichere Kettenhandschuhe und eine spritzsichere Ge-
sichtsmaske verwendet worden. Das Vorliegen einer an-
steckenden Infektionskrankheit erfordere – zum Schutz des
Sachverständigen – Vorkehrungen, um eine Infektion zu
verhindern, stelle jedoch keinen äußeren Umstand dar, der
die Leichenöffnung und die Feststellung der Todesursache
an sich – „mag auch durch das Tragen des Gesichtsschut-
zes das Diktieren verzögert werden“ –  erschwert, sodass
die Voraussetzungen des § 43 Abs 1 Z 2 lit d GebAG für
die Abgeltung widriger äußerer, die Obduktion des Leich-
nams erschwerender Umstände und somit eines Zuschlags
in der Höhe von 50 % der Grundgebühr nicht vorliege.

Die Beschlüsse des Landesgerichts für Strafsachen Wien
und des Oberlandesgerichts Wien stehen – wie die Gene-
ralprokuratur in der von ihr zur Wahrung des Gesetzes er-
hobenen Nichtigkeitsbeschwerde zutreffend ausführt – mit
dem Gesetz nicht im Einklang. Gemäß § 43 Abs 1 Z 2 lit d
GebAG gebührt dem Sachverständigen für die Leichenöff-
nung (Untersuchung von Leichenresten oder -teilen) samt
Befund und Gutachten „bei erschwerenden äußeren Um-
ständen, wie etwa bei großer Kälte oder sonstigen widri-
gen Wetterverhältnissen, bei einer Veränderung der Leiche
durch Fäulnis oder nach Enterdigung“, das Eineinhalbfache
der in den Buchstaben a bis c festgesetzten Gebühren. Der
Begriff „erschwerende äußere Umstände“ erfährt durch die
beispielhafte Aufzählung lediglich insoweit eine Konkreti-
sierung, als klargestellt wird, dass sowohl die Rahmenbe-

Erschwerende äußere Umstände bei einer Leichenöffnung
(§ 43 Abs 1 Z 2 lit d GebAG)
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1. Die Auswahl der Methode zur Ermittlung des Verkehrs-
werts (vgl § 3 Abs 1 LBG) hat danach zu erfolgen, wel-
che Methode am besten den Umständen des Einzelfal-
les gerecht wird. Nach § 7 Abs 1 LBG hat der Sachver-
ständige selbst die geeignete Methode unter Beachtung
des jeweiligen Standes der Wissenschaft und der im
redlichen Geschäftsverkehr bestehenden Gepflogen-
heiten auszuwählen, wenn ihm das Gericht nicht eine
bestimmte Bewertungsmethode vorgibt.

2. Die Auswahl der Methode ist grundsätzlich eine dem
Tatsachenbereich zuzurechnende Frage. Sie kann vom
OGH nur dann überprüft werden, wenn das Rekursge-
richt die vom Erstgericht gewählte Methode ohne Än-
derung der Sachverhaltsgrundlage aufgrund rein abs-
trakter Argumente modifiziert und dadurch zu anderen
Ergebnissen gelangt als das Erstgericht. Ebenso, wenn
die dem Tatsachenbereich zugehörige Ermittlung des
Verkehrswertes auf mit den Gesetzen der Logik oder
der Erfahrung unvereinbaren Schlussfolgerungen be-
ruht.

3. Mangels Vergleichswerten von Grundstücken mit und
solchen ohne Untertunnelungen lassen die Bewer-
tungsmethoden des LBG keine Schlussfolgerungen mit
der im Anlassfall notwendigen Sicherheit zu.

4. Die vom Sachverständigen gewählte Methode, die auf
die üblicherweise im Wiener U-Bahn-Bau erfolgten Ent-

schädigungen zurückgreift – nämlich als prozentueller
Abschlag vom Wert der tatsächlich in Anspruch ge-
nommenen Grundstücksfläche – widerspricht weder
den Gesetzen der Logik, noch beruht sie auf mit der
 Erfahrung unvereinbaren Schlussfolgerungen.

5. Der Umstand, dass bei anderen Sachverhalten eine zu-
sätzliche Wertminderung der verbleibenden, von der
Servitut nicht unmittelbar in Anspruch genommenen
Grundstücksteile feststellbar und daher auch zu be-
rücksichtigen war, lässt nicht den zwingenden Schluss
zu, dass dies auch im Anlassfall möglich sein müsste.
Für eine Überprüfung dieses Umstandes durch den
OGH besteht daher kein Anlass.

OGH vom 18. Dezember 2009, 6 Ob 171/09d

Nach Auffassung der Rechtsmittelwerber ist der Revi -
sionsrekurs zulässig, weil höchstgerichtliche Rechtspre-
chung zur Frage fehle, unter welchen Voraussetzungen der
Ersatz der merkantilen Wertminderung einer Baulichkeit,
die sich auf der von einer Tunnelservitut betroffenen Lie-
genschaft befinde, zustehe bzw wann ein solcher Ersatz
nicht zugesprochen werden könne. Sie stehen weiter auf
dem Standpunkt, dass nicht nur hinsichtlich des Grund-
werts der in Anspruch genommenen Servitutsfläche, son-
dern auch hinsichtlich der – von der Servitut nicht unmittel-
bar betroffenen – Hausfläche, somit auch vom Haus der
Antragsteller, eine Wertminderung zu berücksichtigen sei. 
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dingungen der Obduktion (Wetter) als auch der Zustand der
Leiche – bei jeweiligem Abweichen vom klinischen Durch-
schnittsfall – ins Kalkül zu ziehen sind. 

Wenngleich bei Gerichtsmedizinern schon von Berufs we-
gen ein erhöhter Toleranzpegel gegenüber Ekel erregen-
den Umständen angenommen werden darf, wird diesem
durch die Erhöhung der Gebühr bei „Fäulnis“ Rechnung ge-
tragen, sodass eine nicht unwesentliche Erhöhung des
Selbstinfektionsrisikos durch einen – gleichfalls als „äuße-
rer“ Umstand für den Sachverständigen zu bewertenden –
hoch infektiösen Zustand einer Leiche nicht anders gese-
hen werden kann. Dies hat zumindest bei Infektionen mit
besonderer Ansteckungsgefahr (HIV, Hepatitis) zu gelten,
bei deren Vorliegen nach der für Pathologen geltenden lex
artis spezielle Sicherheitsmaßnahmen zu treffen sind. Wäh-
rend Fäulnisveränderungen des Leichnams überwiegend
als Ekel erregender Umstand, der den Gerichtsmediziner
grobsinnlich belastet, oder Kälte bzw Witterung als durch
Bekleidung ausgleichbar zu betrachten sind, ist dem in-
fektiösen Zustand des Leichnams mit potenzieller Infek -
tionsgefahr (zB virale Infekte wie Hepatitis oder HIV, aber
auch Tuberkulose) ein unverhältnismäßig höheres Belas-

tungspotenzial beizumessen. Die vom Oberlandesgericht
Wien ins Treffen geführte bloße „Verzögerung“ des Diktie-
rens zufolge Tragens des Gesichtsschutzes tritt demge-
genüber in den Hintergrund. Die gerichtliche Überprüfung
derartiger Erhöhungsansätze wird um so genauer erfolgen
müssen, je pauschaler die Widrigkeiten bezeichnet werden,
je auffälliger sie von gesetzlichen Vorgaben mit ihren Bei-
spielsfällen abweicht. Im konkreten Fall waren allerdings auf
Basis der Feststellungen, wonach eine Hepatitisinfektion
der Leiche vorlag, die Voraussetzungen für die erhöhte Ge-
bühr jedenfalls erfüllt. Schon das Erstgericht wäre bei die-
ser Sachlage verpflichtet gewesen, den Gebührenanspruch
nach § 43 Abs 1 Z 2 lit d GebAG zu bejahen. 

Diese Gesetzesverletzung wirkte sich zum Vorteil eines un-
bekannten Täters, jedoch zum Nachteil des Sachverständi-
gen aus. Aus diesem Grund sah sich der Oberste Ge-
richtshof veranlasst, der Feststellung der Gesetzesverlet-
zung konkrete Wirkung zuzuerkennen, jedoch zugleich
 sicherzustellen, dass sich daraus keine nachteiligen Aus-
wirkungen für einen später ausgeforschten Täter ergeben
können (vgl Ratz, WK-StPO, § 292 Rz 29; RIS-Justiz
RS0059218).

Merkantile (psychologische) Wertminderung einer Liegen-
schaft infolge einer Tunnelservitut (§ 3 Abs 1, § 7 Abs 1 LBG)
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